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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Karlsruhe vom 8. MÃ¤rz 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger erhebt Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung.

Der 1945 geborene KlÃ¤ger war zuletzt von Februar 1984 bis August 1992 als
ungelernter Metallarbeiter bei der S. AG beschÃ¤ftigt. AnschlieÃ�end blieb er
durchgÃ¤ngig â�� seit Januar 1995 ohne Leistungsbezug â�� arbeitslos gemeldet.
Ein erster Rentenantrag vom Mai 1994 blieb ohne Erfolg, da leichte und teilweise
mittelschwere Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen oder in wechselnder
KÃ¶rperhaltung als mÃ¶glich erachtet wurden (Bescheid vom 20. September 1994,
Widerspruchsbescheid vom 4. September 1995 nach Teilnahme an einer
RehabilitationsmaÃ�nahme in der Klinik Sonnhalde D. vom 7. Juni bis 4. Juli 1995,
rechtskrÃ¤ftiges Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 6. Dezember 1996 â�� S 8 J
2917/95 â�� auf der Grundlage eines internistischen Gutachtens Dr. L. vom 16.
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September 1996 und orthopÃ¤dischen Gutachtens Dr. Sch. vom 5. November
1996).

Im November 2000 beantragte der KlÃ¤ger wiederum Rente wegen Erwerbs- oder
BerufsunfÃ¤higkeit. Arzt fÃ¼r Allgemeinmedizin (Sozialmedizin/Sportarzt) Dr. H. von
der Ã¤rztlichen Dienststelle der damaligen Landesversicherungsanstalt Baden-
WÃ¼rttemberg in Karlsruhe erstattete das Gutachten vom 3. April 2001, in
welchem er den KlÃ¤ger in Kenntnis von Befundberichten der behandelnden Ã�rzte
weiterhin fÃ¼r leichte bis mittelschwere Arbeiten vollschichtig einsatzfÃ¤hig hielt.
Es erging der ablehnende Bescheid vom 17. April 2001 und ohne erneute
medizinische Ermittlungen der Widerspruchsbescheid vom 10. Juli 2001.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren hat das Sozialgericht zunÃ¤chst die
behandelnden Ã�rzte als SachverstÃ¤ndige Zeugen gehÃ¶rt. Arzt fÃ¼r OrthopÃ¤die
Dr. H. hat (Aussage vom 28. November 2001) wegen einer komplexen
VorfuÃ�deformitÃ¤t beiderseits TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend im Stehen und Laufen
als ungÃ¼nstig erachtet, sich jedoch im Ã¼brigen der Wertung des Gutachters Dr.
H. angeschlossen. Urologe Dr. Sch. hat in der Aussage vom 10. Dezember 2001
fÃ¼r sein Fachgebiet wesentliche LeistungseinschrÃ¤nkungen verneint. Auch Arzt
fÃ¼r Hals-Nasen-Ohrenheilkunde Dr. I. hat in der Aussage vom 15. Januar 2002
keine wesentlichen Beschwerden genannt. SchlieÃ�lich hat Arzt fÃ¼r Innere Medizin
S. in der Aussage vom 27. Januar 2002 Ã¼ber Behandlungstermine wegen
unterschiedlicher Beschwerden berichtet. Sodann hat das Sozialgericht auf Antrag
des KlÃ¤gers nach Â§ 109 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) das Gutachten des
Facharztes fÃ¼r Innere Medizin, Lungen- und Bronchialheilkunde sowie
Arbeitsmedizin Dr. P. vom Institut fÃ¼r Arbeits- und Sozialhygiene in K. vom 16. Juli
2002 (Untersuchung am selben Tag) eingeholt. Dieser hat genannt ein beidseitiges
Schulter-Arm-Syndrom mit VerschleiÃ�erscheinungen der Gelenke,
WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen, VorfuÃ�deformitÃ¤t, auf internistischem Gebiet
erhÃ¶hte Cholesterinwerte, Diabetes mellitus Typ II b, leichtgradige Leberverfettung
sowie Nierensteindiathese ohne aktuellen Hinweis auf Rezidiv. Zu vermeiden seien
Arbeiten in Zwangshaltung, mit hÃ¤ufigem BÃ¼cken oder Ã�berkopfarbeiten,
Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 10 kg sowie stÃ¤rkere Einwirkungen von
KÃ¤lte, NÃ¤sse und Zugluft. Im Ã¼brigen seien leichte Arbeiten bei
uneingeschrÃ¤nkter Gehstrecke vollschichtig mÃ¶glich. Von den Darlegungen der
behandelnden Ã�rzte sei nicht abzuweichen. Der KlÃ¤ger hat sich zum
Gutachtensergebnis nicht geÃ¤uÃ�ert. Durch Gerichtsbescheid vom 8. MÃ¤rz 2003
hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Es ist dem Gutachten Dr. P. gefolgt. Auf
die EntscheidungsgrÃ¼nde wird im Ã¼brigen Bezug genommen.

Gegen den am 14. MÃ¤rz 2003 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am
11. April 2003 beim Landessozialgericht Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat
er im wesentlichen vorgebracht, das erhobene Gutachten sei dahingehend nicht
Ã¼berzeugend, dass die Summenwirkung der EinzelbeeintrÃ¤chtigungen nicht
gewÃ¼rdigt werde. Dies mÃ¼sse durch ein Obergutachten bestÃ¤tigt werden.

Der KlÃ¤ger beantragt,
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den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Karlsruhe vom 8. MÃ¤rz 2003 aufzuheben
und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 17. April 2001 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 10. Juli 2001 zu verurteilen, ihm vom 1. November
2000 bis 31. August 2005 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen
BerufsunfÃ¤hig- keit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt den angefochtenen Gerichtsbescheid und ihre Bescheide weiterhin fÃ¼r
zutreffend.

Der KlÃ¤ger ist darauf hingewiesen worden (richterliche Schreiben vom 7. Juli und 9.
September 2005), dass weitere medizinische Ermittlungen nicht beabsichtigt seien.
Er hat daraufhin Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte Menschen beantragt, die durch
Bescheid vom 18. Mai 2006 ab 1. September 2005 bewilligt worden ist; die Rente
wird wegen der Vertrauensschutzregelung des Â§ 236a Satz 3 Nr. 1 des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) ohne Abschlag gezahlt.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Zur weiteren Darstellung wird auf den Inhalt der Berufungsakten, der Klageakten
sowie der Verwaltungsakten der Beklagten (Versicherungsnummer:) Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist in der Sache nicht begrÃ¼ndet. Es besteht
kein Anspruch auf Rente wegen Erwerbs- oder BerufunfÃ¤higkeit.

MaÃ�geblich fÃ¼r die erhobenen RentenansprÃ¼che sind noch die Bestimmungen
des SGB VI in der bis 31. Dezember 2000 geltenden Fassung, nachdem der
Rentenantrag im November 2000 gestellt worden ist und sich auf Leistungen noch
fÃ¼r dieses Jahr bezieht (vgl. Â§ 300 Abs. 2, Â§ 302 b Abs. 1 Satz 1 SGB VI in der
Fassung des Gesetzes vom 20. Dezember 2000, BGBl. I S. 1827). Versicherte haben
hiernach gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1 SGB VI Anspruch auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit, wenn sie die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r
diese Rentenart sowie die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben und
erwerbsunfÃ¤hig sind. Entsprechende Regelungen gelten in Â§ 43 Abs. 1 SGB VI
fÃ¼r die Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit. Die allgemeine Wartezeit von 5 Jahren
(Â§ 50 Abs. 1 Nr. 2, Â§ 51 Abs. 1 SGB VI) ist hier ebenso erfÃ¼llt wie die Drei-
FÃ¼nftel-Belegung mit PflichtbeitrÃ¤gen (Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Â§ 44 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2, Â§ 305 SGB VI). Nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 4, Â§ 44 Abs. 2 Satz Nr. 2 SGB
VI in der Fassung des Gesetzes vom 2. Mai 1996, BGBl. I S. 659 ist bei
vollschichtigem LeistungsvermÃ¶gen im bisherigen Beruf oder in einer zumutbaren
VerweisungstÃ¤tigkeit die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen
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(vgl. Bundessozialgericht â�� BSG â�� BSGE 78, 207, 212; GroÃ�er Senat BSGE 89,
24 ff.).

Berufsschutz im Sinne der Vorschriften Ã¼ber BerufsunfÃ¤higkeit steht dem
KlÃ¤ger nicht zu. Ein solcher kommt regelmÃ¤Ã�ig erst in Betracht, wenn zuletzt
eine BeschÃ¤ftigung mit einer erforderlichen Anlernzeit von Ã¼ber 12 Monaten
ausgeÃ¼bt worden ist (BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 45). Eine solche Anlernzeit hat
der KlÃ¤ger nicht durchlaufen; er ist mithin auf alle ungelernten TÃ¤tigkeiten des
Arbeitsmarktes verweisbar. Solche kann er aus den im Folgenden darzulegenden
GrÃ¼nden noch vollschichtig verrichten.

Der KlÃ¤ger leidet an einer Reihe gesundheitlicher EinschrÃ¤nkungen. Diese haben
jedoch im streitigen Zeitraum weder als einzelne noch in ihrer Zusammenschau die
vollschichtige AusÃ¼bung leichter Arbeiten in Sitzen oder im wechselnder
KÃ¶rperhaltung ohne Ã¼berwiegendes Gehen und Stehen gehindert. Grundlage
fÃ¼r diese EinschÃ¤tzung ist das Gutachten des Internisten und Arbeitsmediziners
Dr. P. vom 16. Juli 2002. Der SachverstÃ¤ndige hat nach eigener Untersuchung des
KlÃ¤gers und in Auseinandersetzung mit den Bekundungen der behandelnden
Ã�rzte eine weitergehende LeistungseinschrÃ¤nkung verneint. Dies hÃ¤lt der Senat
fÃ¼r den hier noch streitigen Zeitraum bis August 2005 (anschlieÃ�end Bezug von
Altersrente) nach wie vor fÃ¼r zutreffend. Es besteht ein beidseitiges Schulter-Arm-
Syndrom mit GelenkverÃ¤nderungen; hinzu kommen VerschleiÃ�erscheinungen der
WirbelsÃ¤ule mit wiederkehrenden RÃ¼ckenbeschwerden. Insoweit stimmt der
SachverstÃ¤ndige mit der EinschÃ¤tzung des behandelnden OrthopÃ¤den Dr. H.
vom 28. November 2001 Ã¼berein, wobei wegen der VorfuÃ�deformitÃ¤ten
Ã¼berwiegendes Gehen und Stehen zu vermeiden ist. Wesentliche
Verschlimmerungen im hier noch streitigen Zeitraum oder neue Erkenntnisse
behandelnder Ã�rzte sind auch auf Nachfrage nicht vorgetragen worden. Auf
internistischem Gebiet bestehen nach der Darlegung des SachverstÃ¤ndigen
lediglich Risikofaktoren, nÃ¤mlich erhÃ¶hte Cholesterinwerte, ein diÃ¤tpflichtiger
Diabetes mellitus Typ II, ein leichtes Ã�bergewicht und eine leichtgradige
Leberverfettung. Dies sind, was der fÃ¼r das internistische Fachgebiet kompetente
SachverstÃ¤ndige Dr. P. so gesehen hat, offenkundig keine StÃ¶rungen, die eine
leichte ErwerbstÃ¤tigkeit ausschlieÃ�en. Der SachverstÃ¤ndige befindet sich
insoweit in Ã�bereinstimmung mit dem behandelnden Internisten S. (Aussage vom
27. Januar 2002). Ebenfalls unwesentlich ist ein Zustand nach Entfernung von
Nierensteinen. Die EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen, Arbeiten ohne
Zwangshaltung, hÃ¤ufiges BÃ¼cken oder Ã�berkopfarbeit, Heben und Tragen von
Lasten Ã¼ber 10 kg und wesentlichen Einfluss von KÃ¤lte- NÃ¤sse und Zugluft
seien vollschichtig mÃ¶glich, bleibt Ã¼berzeugend.

Ein erneutes Gutachten, wie in der Berufungsschrift angeregt, brauchte nicht
eingeholt zu werden. Bei dem vom KlÃ¤ger selbst nach Â§ 109 SGG gewÃ¤hlten
SachverstÃ¤ndigen Dr. P. handelt es sich um einen Arbeitsmediziner, also einen
Arzt des Fachgebiets, dessen Vertreter typischerweise zu einer integrierenden
Bewertung der auf verschiedenen medizinischen Gebieten bestehenden StÃ¶rungen
gefordert sind. Dass der SachverstÃ¤ndige dieser Forderung nicht Ã¼berzeugend
nachgekommen wÃ¤re, hat der KlÃ¤ger nicht schlÃ¼ssig zu begrÃ¼nden vermocht.
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FÃ¼r eine sich aus der Kombination der gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen
ergebende zeitliche Minderung der LeistungsfÃ¤higkeit bestehen keine
Anhaltspunkte. In diesem Zusammenhang ist auch der Ausnahmefall einer
Summierung von LeistungseinschrÃ¤nkungen, die zur Benennung einer konkreten
TÃ¤tigkeit veranlassen mÃ¼ssten, nicht gegeben.

Auch das ab 1. Januar 2001 geltende Recht (Â§ 43 SGB VI in der Fassung des
Gesetzes vom 20. Dezember 2000) vermag, soweit die Zeit ab Januar 2001
betroffen ist, das Begehren nicht zu stÃ¼tzen, nachdem durch die
RechtsÃ¤nderung der Zugang zu den Renten wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit erschwert worden ist; Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI in dieser
Fassung schlieÃ�t teilweise Erwerbsminderung bereits bei tÃ¤glicher
LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r sechs Stunden aus.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 26.07.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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